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II. Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates vom 18. Dezember 
2008 über die Ausfuhr von Kulturgütern  

Ausfertigungsdatum: 18.12.2008, Gültig ab: 02.03.2009, Fundstelle: ABl. L 39 vom 10.2. 
2009, 1; Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Ausfuhr 
von Kulturgütern (kodifizierte Fassung).  
 
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - gestützt auf den Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133, auf Vor-
schlag der Kommission, in Erwägung nachstehender Gründe: 
 
(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 des Rates vom 9. Dezember 1992 über 
die Ausfuhr von Kulturgütern ist mehrfach und in wesentlichen Punkten geän-
dert worden. Aus Gründen der Übersichtlichkeit und Klarheit empfiehlt es sich, 
die genannte Verordnung zu kodifizieren. 
(2) Um den Binnenmarkt aufrechtzuerhalten, müssen im Warenverkehr mit 
Drittländern Vorschriften erlassen werden, die den Schutz von Kulturgütern 
gewährleisten. 
(3) Es erscheint angezeigt, insbesondere Maßnahmen vorzusehen, welche 
eine einheitliche Kontrolle der Ausfuhr von Kulturgütern an den Außengrenzen 
der Gemeinschaft sicherstellen. 
(4) Eine derartige Regelung sollte darin bestehen, dass vor der Ausfuhr der 
unter diese Verordnung fallenden Kulturgüter eine von den zuständigen Mit-
gliedstaaten ausgestellte Ausfuhrgenehmigung vorzulegen ist. Dies setzt eine 
genaue Festlegung des sachlichen Anwendungsbereichs dieser Maßnahmen 
einschließlich ihrer Durchführungsmodalitäten voraus. Die Durchführung der 
Regelung sollte so einfach und wirksam wie möglich gestaltet werden. 
(5) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen 
sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Fest-
legung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen 
Durchführungsbestimmungen erlassen werden. 
(6) Angesichts der eingehenden Erfahrungen der Behörden der Mitgliedstaa-
ten bei der Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 515/97 des Rates vom 13. März 
1997 betreffend die gegenseitige Unterstützung der Verwaltungsbehörden der 
Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behörden mit der Kommission, 
um die ordnungsgemäße Anwendung der Zoll- und der Agrarregelung zu ge-
währleisten sollte jene Verordnung auch auf diesen Sachbereich Anwendung 
finden. 
(7) Mit Anhang I dieser Verordnung sollen die Kategorien von Kulturgütern 
eindeutig festgelegt werden, die im Handel mit Drittländern eines besonderen 
Schutzes bedürfen; den Mitgliedstaaten bleibt es jedoch unbenommen, festzule-
gen, welche Gegenstände als nationales Kulturgut im Sinne des Artikels 30 des 
Vertrags einzustufen sind - 
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 Definition 
Unbeschadet der Befugnisse der Mitgliedstaaten nach Artikel 30 des Vertrages 
gelten als "Kulturgüter" im Sinne dieser Verordnung die im Anhang I aufgeführ-
ten Güter. 
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Artikel 2 Ausfuhrgenehmigung 
(1) Die Ausfuhr von Kulturgütern aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft darf 
nur erfolgen, wenn eine Ausfuhrgenehmigung vorliegt. 
(2) Die Ausfuhrgenehmigung wird auf Antrag des Beteiligten erteilt: 

a) von einer zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheits-
gebiet sich das betreffende Kulturgut am 1. Januar 1993 rechtmäßig 
und endgültig befunden hat, 

b) oder, nach dem genannten Datum, von einer zuständigen Behörde des 
Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet es sich nach rechtmäßiger und 
endgültiger Verbringung aus einem anderen Mitgliedstaat oder nach 
der Einfuhr aus einem Drittland oder der Wiedereinfuhr aus einem 
Drittland nach rechtmäßiger Verbringung aus einem Mitgliedstaat in 
dieses Land befindet.  

Unbeschadet des Absatzes 4 ist jedoch der nach Buchstaben a oder b des Unter-
absatzes 1 zuständige Mitgliedstaat ermächtigt, keine Ausfuhrgenehmigungen 
für die im Anhang I unter dem ersten und zweiten Gedankenstrich der Katego-
rie A.1 aufgeführten Kulturgüter zu verlangen, wenn diese von archäologisch 
oder wissenschaftlich beschränktem Wert sind, vorausgesetzt, dass sie nicht 
unmittelbar aus Grabungen, archäologischen Funden und archäologischen Stät-
ten in einem Mitgliedstaat stammen oder dass der Handel mit ihnen rechtmäßig 
ist.  
Die Ausfuhrgenehmigung kann im Hinblick auf die Ziele dieser Verordnung 
dann verweigert werden, wenn die betreffenden Kulturgüter unter eine Rechts-
vorschrift zum Schutz nationalen Kulturguts von künstlerischem, geschichtli-
chem oder archäologischem Wert in dem betreffenden Mitgliedstaat 
fallen. 
Erforderlichenfalls tritt die unter dem Buchstaben b des Unterabsatzes 1 genann-
te Behörde mit den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, aus dem das be-
treffende Kulturgut stammt, in Verbindung, insbesondere mit den nach der 
Richtlinie 93/7/EWG des Rates vom 15. März 1993 über die Rückgabe von un-
rechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgü-
tern zuständigen Behörden. 
(3) Die Ausfuhrgenehmigung gilt in der gesamten Gemeinschaft. 
(4) Unbeschadet der Absätze 1, 2 und 3 unterliegt die direkte Ausfuhr von 
nationalem Kulturgut von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologi-
schem Wert, das kein Kulturgut im Sinne dieser Verordnung ist, aus dem Zoll-
gebiet der Gemeinschaft den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Ausfuhr-
mitgliedstaats. 

Artikel 3 Zuständige Behörden 
(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission ein Verzeichnis der 
Behörden, die für die Erteilung der Ausfuhrgenehmigungen für Kulturgüter 
zuständig sind. 
(2) Die Kommission veröffentlicht das Verzeichnis dieser Behörden sowie 
sämtliche Änderungen des Verzeichnisses im Amtsblatt der Europäischen Uni-
on, Reihe C. 

Artikel 4 Vorlegen der Genehmigung 
Die Ausfuhrgenehmigung ist der für die Annahme der Zollerklärung zuständi-
gen Zollstelle bei der Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten als Beleg für die 
Zollerklärung vorzulegen. 
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Artikel 5 Beschränkung der zuständigen Zollstellen 
(1) Die Mitgliedstaaten können die Zahl der Zollstellen beschränken, die für 
die Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten für Kulturgüter zuständig sind. 
(2) Machen die Mitgliedstaaten von der Möglichkeit nach Absatz 1 Gebrauch, 
so teilen sie der Kommission die ermächtigten Zollstellen mit. Die Kommission 
veröffentlicht diese Mitteilungen im Amtsblatt der Europäischen Union, Rei-
he C. 

Artikel 6 Zusammenarbeit der Verwaltungen 
Zur Durchführung dieser Verordnung gelten die Vorschriften der Verordnung 
(EG) Nr. 515/97, insbesondere die Vorschriften über die Vertraulichkeit der 
Auskünfte, entsprechend. Über die in Absatz 1 vorgesehene Zusammenarbeit 
hinaus treffen die Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer gegenseitigen Beziehungen 
alle zweckdienlichen Vorkehrungen für eine Zusammenarbeit zwischen den 
Zollverwaltungen und den zuständigen Behörden nach Artikel 4 der Richtlinie 
93/7/EWG. 

Artikel 7 Durchführungsvorschriften 
Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen, insbe-
sondere die Vorschriften über den zu verwendenden Vordruck (z. B. das Muster 
und die technischen Einzelheiten) werden nach dem in Artikel 8 Absatz 2 ge-
nannten Verfahren erlassen. 

Artikel 8 Ausschuss 
(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 
(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die Artikel 3 und 7 
des Beschlusses 1999/468/EG. 

Artikel 9 Sanktionen 
Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die bei einem Verstoß gegen diese 
Verordnung zu verhängen sind und treffen alle geeigneten Maßnahmen, um 
deren Durchsetzung zu gewährleisten. Die Sanktionen müssen wirksam, ver-
hältnismäßig und abschreckend sein. 

Artikel 10 Berichterstattung 
(1) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über die zur Durchfüh-
rung dieser Verordnung getroffenen Maßnahmen. Die Kommission teilt diese 
Informationen den anderen Mitgliedstaaten mit. 
(2) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss alle drei Jahre einen Bericht 
über die Durchführung dieser Verordnung vor. Der Rat überprüft auf Vorschlag 
der Kommission alle drei Jahre die im Anhang I genannten Beträge und bringt 
sie gegebenenfalls entsprechend den wirtschaftlichen und monetären Daten in 
der Gemeinschaft auf den neuesten Stand. 

Artikel 11 Aufhebung 
Die Verordnung (EWG) Nr. 3911/92, geändert durch die in Anhang II aufgeführ-
ten Verordnungen, wird aufgehoben.  
Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die 
vorliegende Verordnung und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in 
Anhang III zu lesen. 
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Artikel 12 In Kraft treten 
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. Diese Verordnung ist in allen ihren 
Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
 
Geschehen zu Brüssel am 18. Dezember 2008. 
Im Namen des Rates 
Der Präsident M. BARNIER 
  




